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ISSN 0455-0420I. Produktion, Investitionen,
Preise
Der von den Instituten befürchtete wirtschaft-
liche Niedergang hat in Weißrußland im Grun-
de genommen bereits begonnen (DIW et al.
1998b). Die von der offiziellen Statistik ver-
breiteten Zahlen reflektieren diese Entwicklung
gleichwohl nur in höchst eingeschränktem
Maße.
1 Für das erste Halbjahr 1998 war noch
eine Wachstumsrate des realen Bruttoinlands-
produkts (BIP) von deutlich über 10 vH gemel-
det worden. Im weiteren Verlauf des Jahres hat
das gemeldete Wachstum nachgelassen; der Zu-
wachs für das Gesamtjahr beträgt aber immer
noch außerordentlich hohe 8,3 vH (Tabelle 1).
Selbst für das vierte Quartal 1998 wird noch ein
Zuwachs von 4,5 vH gegenüber dem Vorjahres-
quartal gemeldet. Ein absoluter Rückgang des
BIP wird erstmals für die Monate Januar und
Februar 1999 ausgewiesen (-0,7 vH); für das
erste Quartal wird allerdings wieder ein Zu-
wachs von 1,0 vH genannt.
Diese oberflächlich betrachtet keineswegs
katastrophale Entwicklung resultiert unter ande-
rem daraus, daß die Bewertung des BIP und
seiner Bestandteile zu Preisen erfolgt, die nicht
den Realitäten einer kleinen offenen Volkswirt-
schaft entsprechen. Es kann daher nicht ver-
wundern, daß sich Präsident Lukaschenko da-
gegen verwahrt, für die zeitliche Entwicklung
etwa der weißrussischen Löhne den Gegenwert
in Hartwährung als Maßstab zu nehmen; die
freien Wechselkurse bezeichnet er als „betrüge-
risch".
2 In der Tat können Wechselkurse weit
von den Realitäten entfernt sein. Vor allem im
Gefolge rascher Zuströme und Abflüsse von
ausländischem Kapital kann dies wie im Kon-
text der Asienkrise zutreffen. Gerade in Belarus
aber kam es nie zu vergleichbaren Kapitalzu-
flüssen, und dies nicht nur wegen der fehlenden
Liberalisierung des Kapital Verkehrs. Sehr wohl
aber kam es wegen einer sehr starken Geldmen-
genausweitung zu kaum verwunderlichen Infla-
tionsängsten und dementsprechend zu Ver-
suchen, weißrussische Rubel nach Möglichkeit
abzustoßen. Selbst massive Kapitalverkehrs-
kontrollen waren zu keiner Zeit imstande, die
Kapitalflucht zu verhindern.
3
Die offiziellen Wachstumszahlen sind daher
auf Grund von Preis- und Wechselkurskontrol-
len nach oben verzerrt. Das Ausmaß der nötigen
Relativierung weißrussischer Wachstumserfol-
ge ist quantitativ nicht mit einer vertretbaren
Zuverlässigkeit zu bestimmen. Auf der Verwen-
dungsseite des BIP zeigt sich die Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Lage darin, daß die
offiziell ausgewiesenen Zuwachsraten rapide
abnahmen. Der reale Einzelhandelsumsatz lag
in der ersten Jahreshälfte 1998 noch um mehr
als 40 vH über dem Niveau des entsprechenden
Vorjahreszeitraums. Im Gesamtjahr 1998 betrug
der Zuwachs nur mehr gut 20 vH. Die Entwick-
lung der Investitionstätigkeit deutet in die glei-
che Richtung. Im ersten Halbjahr 1998 betrug
die reale Zuwachsrate der Bruttoanlageinvesti-
tionen noch knapp 30 vH, im Gesamtjahr 1998
lag sie bei 16 vH. Hinter dieser Verlangsamung
stehen sinkende Wachstumsraten der Investitio-
nen in die Industrie und in den Wohnungsbau
(Tabelle 2); auf diese beiden Bereiche entfallen
zusammengenommen über 55 vH der Gesamt-
investitionen. Eine deutliche Aufwärtsentwick-
lung zeigen nur die Investitionen in die Land-
wirtschaft. Allerdings ist in Erinnerung zu ru-
fen, daß der Anteil der landwirtschaftlichen In-
vestitionen an den Gesamtinvestitionen zuvor
dramatisch von 29 vH im Jahr 1990 auf einen
Tiefpunkt von 5 vH im ersten Quartal 1998 ge-
sunken war.
1 Soweit nicht anders vermerkt, sind die nachfolgenden
Zahlenangaben den Veröffentlichungen des Ministe-
riums für Statistik und Analysen (Minstat) der Re-
publik Belarus entnommen.
Diskussion im russischen Fernsehen, zitiert in Bela-
PAN vom 9. Dezember 1998 und RFE/RL (10. De-
zember 1998).
Das Ausmaß der Kapitalflucht ist nicht genau zu be-
stimmen. Nach in Weißrußland kursierenden Schät-
zungen belief sich das ins Ausland transferierte bzw.
im Inland in Form von Devisen außerhalb des Ban-
kensystems gehortete Vermögen Mitte 1998 auf ca. 4

































































































































































Quelle: Minstat (1997a: 5, 57, 169; 1998: 27 ff.).
















































































































































































Quelle: Minstat (1996: 159, 164 f.; 1997c: 162, 166; 1998: 144 ff).
Vom Staatsverbrauch und von den Lagerin-
vestitionen ist nach den verfügbaren Informa-
tionen kein identifizierbarer Wachstumsimpuls
ausgegangen. Der Staatsverbrauch (vgl. Ab-
schnitt Öffentliche Haushalte) hat angesichts
eines leicht zurückgehenden Defizits eher
dämpfend auf die Entwicklung des BIP gewirkt.
Jedoch muß klar sein, daß die entscheidende
staatliche Aktivität in Weißrußland in Form der
präsidial gelenkten Notenbankkredite an indu-
strielle und landwirtschaftliche Betriebe am
Staatshaushalt vorbeigeht. Von wesentlicher Be-
deutung für die Entwicklung des BIP ist der
Außenhandel. Eine Rettungsleine für die weiß-
russische Wirtschaft waren lange Zeit die Ver-
bindungen zu Rußland, insbesondere russische
wirtschaftliche Zugeständnisse in Form kredi-
tierter bzw. in Naturalien bezahlter Energielie-
ferungen. Die russische Bereitschaft, weißrus-



















































































































Quelle: Minstat (1997c: 108 ff; 1998: 32 ff).
Zeit dramatisch verringert. Zudem gingen die
Exporte nach Polen zurück ebenso wie die bis-
lang beträchtlichen Einnahmen aus Transport-
dienstleistungen (Gütertransit nach Rußland).
Die Entstehungsseite des BIP reflektiert die
gesamtwirtschaftliche Problemlage. Die ausge-
wiesenen Wachstumsraten gingen deutlich
zurück (Tabellen 1 und 3). Absolute Rückgänge
konstatiert die offizielle Statistik jedoch nur für
die landwirtschaftliche Produktion (-0,4 vH)
und innerhalb der Industrie für die Elektrizitäts-
wirtschaft (-7,5 vH). Die Probleme der Land-
wirtschaft sind teilweise wetterbedingt. Damit
werden jedoch nur die grundsätzlichen Proble-
me im Agrarbereich verschärft, die mittlerweile
auch von politischer Seite erkannt werden. Prä-
sident Lukaschenko nannte es ein „Verbre-
chen", landwirtschaftliche Verlustbetriebe wei-
ter zu subventionieren.
4 Der Mangel an Futter-
getreide hat sich zuletzt offenbar besonders ver-
schärft, so daß mit einem weiteren Rückgang
der Viehbestände zu rechnen ist.
Die Abflachung der Industrieproduktion er-
faßte sämtliche in der Statistik ausgewiesenen
Industriezweige. Die Zuwachsraten blieben 1998
bei etwa der Hälfte des Vorjahres, wobei die
Verlangsamung im zweiten Halbjahr 1998 be-
sonders ausgeprägt war. Einen starken Rück-
gang verzeichnete die Erzeugung von elektri-
schem Strom. Zugleich stiegen die Stromimpor-
te um ein Drittel, dies ist die höchste Zunahme
unter den ausgewiesenen Einfuhrkategorien.
5
Die industrielle Produktion konnte bislang vor
allem dadurch aufrechterhalten werden, daß
Rußland traditionelle weißrussische Produkte
(Lkw, Chemiefasern, Reifen etc.) im Barterhan-
del zu unbekannten, aber wahrscheinlich be-
trächtlichen Preisabschlägen abgenommen hat-
te. Dieser Hauptabsatzmarkt ist nicht mehr im
bisherigen Umfang aufnahmefähig. Zudem sind
die vergleichsweise geringen, stark rohstoff-
lastigen Ausfuhren in den Nicht-GUS-Raum
(wie z.B. Eisen und Stahl, Kali-Dünger, Holz
und Holzprodukte) an deutliche Grenzen ge-
stoßen. Auch konnten die Exportunternehmen
schon bisher kaum kostendeckend produzieren.
Die Preisentwicklung im Jahr 1998 war zu-
nächst von der präsidialen Vorgabe einer maxi-
malen monatlichen Steigerungsrate von 2 vH
(bzw. 27 vH pro Jahr) geprägt (Tabelle 4). Er-
wartungsgemäß geriet diese Vorgabe in einen
scharfen Konflikt mit der extrem expansiven
Geldpolitik. Nachdem auf Panikkäufe der Be-
völkerung zunächst mit Rationierungen reagiert
wurde sowie mit Versuchen, Exporte in die
Russische Föderation zu verhindern, wo die
Preise für Lebensmittel etwa beim Fünffachen
lagen, stellte sich diese Politik im Zeitablauf zu-
nehmend als unhaltbar heraus. Zwar kritisierte
Präsident Lukaschenko seinen Ministerpräsi-
denten Ling wegen der Verdoppelung des Wod-
Bei einem Treffen mit landwirtschaftlichen Betriebs-
leitern (BelaPAN, zitiert in RFE/RL 14. Januar 1999).
Es dürfte sich dabei um — nicht bezahlte — Strom-
lieferungen aus Litauen handeln. Die entsprechenden
Schulden lagen Anfang 1999 bei 100 Millionen US-
Dollar (Reuters vom 22. Februar 1999).6












































































































































Quelle: Minstat (1996: 193, 217; 1997c: 205, 229; 1998: 185, 209).
kapreises.6 Bald jedoch argumentierte er, Preis-
anhebungen seien nötig, um die Produzenten zu
schützen, die ihre Kosten decken wollten (Weiß-
russisches Fernsehen, 24. November 1998, zi-
tiert in RFE/RL 25. November 1998). Allerdings
forderte er, daß es nunmehr keine weiteren Preis-
sprünge geben solle, auch wenn dies sehr schwie-
rig für das Land werde (Weißrussisches Fern-
sehen, 1. Dezember 1998, zitiert in RFE/RL 2.
Dezember 1998).
Ob die neuerlichen Versprechungen Aussicht
auf Erfolg haben können, wird wesentlich da-
von abhängen, ob Geld- und Wechselkurspolitik
verträglich gestaltet werden. Seit Jahren hängt
die weißrussische Wirtschaftspolitik der Illu-
sion nach, sie könne die Geldmenge stark aus-
weiten, ohne rechtzeitig auch den Wechselkurs
anpassen zu müssen. Angestrebt wird nunmehr
zum wiederholten Male ein einheitlicher Wech-
selkurs, ohne daß Klarheit darüber herrscht, wo
dieser liegen soll.
7 Umfragen deuten darauf hin,
daß die Bevölkerung bis auf weiteres keine Ab-
senkung der hohen Steigerungsraten bei Ver-
brauchsgüterpreisen (Gesamtjahr 1998: 182 vH)
erwartet. Vielmehr scheint von einer Fortset-
zung der extrem hohen Inflationsraten vom
Lukaschenko äußerte, die Preisanhebung für Wodka
zeige, daß Ling sein Volk hasse, sich selbst und sein
Land diskreditiere. Zugleich ordnete er an, die Löhne
seien um den Wert mehrerer Flaschen Wodka zu er-
höhen (Weißrussisches Fernsehen, zitiert in RFE/RL
20. November 1998).
Als Einführungszeitpunkt wird nun August 1999 ge-
nannt.
Herbst 1998 ausgegangen zu werden, die im
letzten Quartal 1998 im Schnitt deutlich über
20 vH pro Monat lagen. Der Zuwachs der indu-
striellen Erzeugerpreise bewegte sich im abge-
laufenen Jahr in einer ähnlichen Größenord-
nung wie der der Verbraucherpreise, wobei je-
doch die Beschleunigung des Preisanstiegs mit
einer gewissen Verzögerung einsetzte (Monats-
rate im Dezember 1998: 44,5 vH gegenüber
November).
II. Arbeitsmarkt
Die hohen von der Statistik ausgewiesenen
Wachstumsraten haben sich erneut auch in der
Zahl der Beschäftigten niedergeschlagen. Im
Dezember 1998 lag deren Zahl um 95 400 Per-
sonen über dem Vorjahreswert (Minstat 1998).
Die Arbeitslosenquote fiel auf ein Maß, das für
ehemalige Planwirtschaften einmalig niedrig
ist, und lag mit nur noch 2,3 vH unterhalb des
Vorjahreswerts (2,8 vH). Die stärksten Beschäf-
tigungszugänge verzeichneten der Handel und
das Gaststättengewerbe (10,7 vH), das Bank-
(8 vH) sowie das Baugewerbe (7,2 vH). Ein Be-
schäftigungsabbau ergab sich in der Wissen-
schaft (-6,5 vH), in der Landwirtschaft (-4,9
vH) und im Großhandel (-3,6 vH).
Die Anzahl der offiziell registrierten Arbeits-
losen lag Ende Dezember 1998 bei 105 900
Personen, das sind 20 300 Personen weniger alsim Dezember 1997. Der Anteil der langfristig
Arbeitslosen (länger als 1 Jahr) verringerte sich
von 24,5 vH im Jahre 1997 auf 18,7 vH. Die
amtliche Statistik berichtet allerdings nur die
Quote der offiziell als arbeitslos registrierten
Personen. Nach der ILO-Methode
8 dürfte die
Arbeitslosigkeit — wie auch in Rußland — viel
höher sein.
Der Anteil der Arbeitslosen, die eine Arbeits-
losenunterstützung erhielten, betrug wie im
Vorjahr lediglich 39 vH (Minstat 1998: 63).
Von der Arbeitslosenunterstützung ging kein
Anreiz zur Registrierung als Arbeitsloser aus;
sie erreichte im Dezember 1998 nur 6,5 vH des
Durchschnittslohnes bzw. 12 vH des Existenz-
minimums (BET 1999: 71). Etwa die Hälfte der
Arbeitslosen waren Personen bis zu 29 Jahren,
zwei Drittel waren Frauen.
Die betriebsbedingte Teilzeitarbeit, eine Form
verdeckter Arbeitslosigkeit, verringerte sich in
den ersten elf Monaten 1998 gegenüber dem
Vorjahreszeitraum um 35 vH und betraf 4,4 vH
der Beschäftigten. Zudem wurde von den Be-
triebsleitungen für 4,9 vH der Beschäftigten Ur-
laub angeordnet (-30 vH). Rund 40 vH der Be-
troffenen erhielten während des Zwangsurlaubs
keinerlei Entgelt (Informbank 1999a: 14).
Die Anzahl der den Arbeitsämtern gemelde-
ten offenen Stellen blieb praktisch unverändert.
Auf eine freie Stelle entfielen im Dezember
1998 mit 3,5 gemeldeten Arbeitslosen weniger
als im Dezember 1997 (4,3 Arbeitslose). Von
den Unternehmen werden vorrangig offene Ar-
beitsplätze angeboten, die keine oder nur eine
geringe Qualifikation erfordern.
III. Einkommen der privaten
Haushalte
Auch für 1998 werden außergewöhnlich hohe
Zuwachsraten der realen Geldeinkommen und
Löhne ausgewiesen. Die hohen Zuwachsraten
sind allerdings als fiktiv anzusehen, weil staatli-
ö Die International Labour Organization (ILO) berech-
net die Zahl der Arbeitslosen als Differenz zwischen
den Erwerbspersonen und den Beschäftigten.
ehe Regulierungsmaßnahmen auf den Märkten
immer wieder Versorgungslücken verursachen,
die sich im Zusammenhang mit der Krise in
Rußland weiter verschärft haben. Statistisch be-
trachtet stiegen die Geldeinkommen um 19 vH
(1997: 6 vH) und die Löhne um 17,8 vH (1997:
14 vH) (Informbank 1999b: 14). Während die
realen Geldeinkommen in den Monaten ab Fe-
bruar im Vorjahres vergleich trotz der hohen In-
flationsraten, insbesondere ab September 1998,
zweistellige Zuwachsraten aufwiesen, war die
monatliche Reallohnentwicklung zwischenzeit-
lich im Vergleich zum Vormonat auch rück-
läufig.
Der Anteil der Löhne an den Gesamteinkom-
men hatte zur Jahresmitte noch 58,6 vH betra-
gen, sank jedoch für das Gesamtjahr 1998 auf
53,2 vH, während der Anteil der Einkommen
aus selbständiger Tätigkeit, Vermögen und son-
stigen Quellen von 23 auf 29,6 vH stieg. Bei
den Geldausgaben der privaten Haushalte stieg
der Anteil des Konsums auf 79,4 vH, während
der Anteil der Ersparnisbildung auf 11 vH sank
(Informbank 1999b). Dies deutet darauf hin,
daß bei zunehmender Inflation eine Flucht in
die Sachwerte stattfand. Allerdings läßt sich ein
solches Verhalten nicht mit der Entwicklung
des Einzelhandelsumsatzes in Einklang bringen,
der nahezu die gleiche Zuwachsrate wie die rea-
len Geldeinkommen ausweist (vgl. auch Tabel-
le 1). Gerade auf Grund des von der Regierung
beklagten zunehmenden illegalen Exports nach
Rußland, in die Ukraine und nach Litauen
müßte er jedoch einen überproportionalen Zu-
wachs ausweisen.
Das Ausmaß der Lohndifferenzierung hat
sich praktisch nicht verändert. Die höchsten
Löhne wurden wie bisher im Bankgewerbe
(208 vH des Durchschnitts), in der staatlichen
Verwaltung (132 vH) und im Baugewerbe
(130 vH), die niedrigsten Löhne im Sozial-
wesen (53,3 vH) und in der Landwirtschaft
(58,9 vH) gezahlt (Minstat 1998: 66). Während
die Relation des Durchschnittslohnes zum Exi-
stenzminimum 213 vH betrug, belief sich die
Relation des Mindestlohnes zum Existenzmini-
mum auf lediglich 13 vH (1997: 15 vH).
Die Lohnrückstände blieben im Dezember
1998 mit einem Umfang von 6 vH der Lohn-summe des Vormonats gering und lagen insbe-
sondere unter den in Rußland beobachteten
Werten. Die Rückstände sind vor allem ein
Problem in der Landwirtschaft, auf die 85 vH
der Rückstände entfielen (Industrie: 7 vH).
Die Renten wurden im Jahresverlauf mehr-
mals erhöht. Dennoch blieb die soziale Lage der
Rentner angespannt. Im Jahr 1998 erreichte die
durchschnittliche Altersrente nur 95 vH des
Existenzminimums. Knapp 60 vH der Rentner
erhielten eine Rente unterhalb des Existenz-
minimums. Ungeachtet der Zuwächse der rea-
len Durchschnittseinkommen blieb es bei gro-
ßer Armut und geringen sozialen Standards. Et-
wa ein Drittel Bevölkerung hatte wie im Vor-
jahr ein Einkommen unterhalb des Existenz-
minimums {BET 1999: 95). Neben der Gruppe
der Rentner gehören vor allem Haushalte mit
mehreren Kindern zu den Armen. Die Hälfte
der Haushalte mit fünf und mehr Personen so-
wie 40 vH der Angehörigen der Altersgruppe
bis 17 Jahren hatten im dritten Quartal 1998
statistisch ein Einkommen unterhalb der Ar-
mutsgrenze {BET 1999: 97). Für 1999 ist eine
teilweise Indexierung der Löhne und Renten
vorgesehen. Dabei sollen die Einkommen bis
zur Höhe des Existenzminimums der Preisent-
wicklung angepaßt, darüber hinausgehende Ein-
kommen bis zur Höhe des „Minimalen Ver-
braucherbudgets" nur in einem Umfang von
80 vH der Preissteigerungsrate ausgeglichen
werden.
IV. Öffentliche Haushalte
Umfangreiche quasi-fiskalische Aktivitäten re-
duzieren die Aussagekraft der vom Finanzmini-
sterium vorgelegten Daten zur Situation der öf-
fentlichen Haushalte. Zu diesen Aktivitäten
sind nicht nur die staatlich verordnete Kredit-
vergabe zu präferentiellen Konditionen, son-
dern auch die massiven, direkten Eingriffe in
den Preismechanismus zu zählen. Ziel ist es,
den staatlichen Einfluß auf die Wirtschaft zu er-
höhen, ohne zugleich die Budgetbelastung aus-
zuweiten. Exemplarisch kann die Budgetentla-
stung durch derartige Aktivitäten anhand der
Preisregulierungen dargestellt werden: Per Ge-
setz wird ein Preis etwa für ausgewählte Nah-
rungsmittel festgelegt. Dies würde eigentlich
eine budgetwirksame Preissubventionierung er-
fordern. Da diese nicht gezahlt wird, ver-
schlechtert sich im entsprechenden Umfang die
finanzielle Situation der Betriebe, und die Ver-
luste werden zumeist durch gelenkte Kredite
der Zentralbank ausgeglichen.
Das für 1998 ausgewiesene Defizit von 1,1
vH des BIP (Tabelle 5), das wiederum selbst zu
einem erheblichen Teil durch präferentielle
Kredite finanziert wurde, stellt daher die Unter-
grenze des tatsächlichen staatlichen Finanzie-
rungssaldos dar. Schätzungen zufolge dürfte
allein die Zinsersparnis der staatlichen Wirt-
schaftseinheiten durch präferentielle Kreditkon-
ditionen 1998 bei mindestens 3,5 vH des BIP
gelegen haben.
9 Nicht zuletzt bedingt durch die
real negative Verzinsung staatlicher Kredite so-
wie durch die inflationsbedingte Entwertung
der realen Kreditsumme belief sich die Inlands-
schuld der öffentlichen Haushalte Ende 1998
auf nur noch etwa 3 vH des BIP. Derart niedri-
ge Verschuldungsquoten sind für hochinflatio-
näre Volkswirtschaften typisch, denn Inflation
kann auch als Umverteilung zugunsten von
Schuldnern begriffen werden. In dieses Bild
paßt, daß in Belarus mit der hohen Inflation und
der Finanzierung staatlicher Ansprüche durch
Geldemission die Bedeutung der Inflations-
steuer erneut anstieg.
Seit dem Haushaltsjahr 1998 werden die Ein-
nahmen und Ausgaben der außerbudgetären
Fonds (ohne Sozialversicherungsfonds) im kon-
solidierten Haushalt verbucht. Dieser methodi-
sche Bruch ist dafür verantwortlich, daß 1998
die Einnahmen des konsolidierten Haushalts im
Vergleich zum Vorjahr deutlich gestiegen sind.
Abzüglich dieser zweckgebundenen Zuflüsse in
Höhe von 5,7 vH des BIP waren die Anteile
von Steuern und Abgaben am BIP rückläufig
(1997: 32,2 vH; 1998: 30,5 vH). Damit ist es im
zweiten Halbjahr 1998 zu einer scharfen Trend-
Diese Schätzung wurde auf Grundlage der Angaben
der International Financial Statistics (IMF 1999) be-
züglich der Kreditallokation vorgenommen. Ange-
nommen wurde eine durchschnittliche Verzinsung der
Kredite an staatliche Wirtschaftseinheiten von nomi-































































































































































































































































Quelle: Minstat (1997a: 175 ff.; 1997b: 81 ff.); eigene Berechnungen.
wende gekommen; zuvor waren die Einnahmen
des um die außerbudgetären Fonds bereinigten
konsolidierten Haushalts um etwa drei Prozent-
punkte auf über 35 vH des BIP angestiegen
(DIW et al. 1998b). Diese Trendwende kann we-
der mit steuerrechtlichen Veränderungen noch
mit steigenden Steuerrückständen erklärt wer-
den.
1
0 Vielmehr kann die Entwicklung als Indi-
10 Das Problem der Steuerrückstände, die im Jahr 1998
bei etwa 0,5 vH des BIP lagen (BET 1999: 50), ist in
Belarus wesentlich geringer als in der Russischen Fö-
deration.10
kator dafür gelten, daß sich bei staatlich indu-
zierten Produktionssteigerungen und Preisset-
zungen viele Unternehmen in der Verlustzone
bewegen. Für diese These spricht auch, daß das
verglichen mit der ausgewiesenen wirtschaft-
lichen Prosperität ohnehin geringe Gewinnsteu-
eraufkommen wiederum zurückging.
Die um die umlagefinanzierten außerbudge-
tären Fonds bereinigten Ausgaben des konsoli-
dierten Haushalts betrugen Ende 1998 knapp 32
vH des BIP und waren damit im Vergleich zum
Vorjahr stark rückläufig. Da die Kürzungen vor
allem bei den „sonstigen Ausgaben" verbucht
wurden, lassen sich keine Aussagen über einen
möglichen Strukturwandel auf der Ausgaben-
seite machen. Nach wie vor werden die Haus-
haltsmittel schwerpunktmäßig zur Finanzierung
der Volkswirtschaft und damit zur Subventio-
nierung sowie für die soziale Sicherung ver-
wandt. Die Ausgaben aus den außerbudgetären
Fonds waren in den ersten neun Monaten 1998
gegenüber dem Vorjahr rückläufig {BET 1999:
52). Allein der Agrarfonds, aus dem zusätzliche
Mittel an die defizitäre Landwirtschaft gezahlt
werden, dürfte sein Gewicht gegenüber dem
Vorjahr erhöht haben.
Im Februar 1999 wurde der Republikshaus-
halt für das laufende Jahr verabschiedet. Er ba-
siert auf einem angenommenen Wirtschafts-
wachstum zwischen 4-6 vH und einer Infla-
tionsrate von 80-100 vH. Diese Annahmen
müssen jedoch als zu optimistisch gelten. Nach
dem Haushaltsgesetz stehen Einnahmen in der
Höhe von 36,7 vH des BIP Ausgaben von
38,5 vH gegenüber. Da Belarus nur bei einer
deutlich geänderten Politik Zugang zu interna-
tionalen Finanzressourcen haben wird, dürfte
das Haushaltsdefizit wiederum über inländische
Quellen, vor allem durch Notenbankkredite, ge-
deckt werden. Weiterhin geplant ist eine Re-
form des Steuerrechts. Kernpunkte sind eine
Senkung der Gewinnsteuer um fünf Prozent-
punkte auf 25 vH und eine Harmonisierung der
Einkommensteuer zwischen Belarus und der
Russischen Föderation. Zugleich soll die Steu-
erbasis bei den speziellen Verbrauchssteuern
ausgeweitet werden {BET 1999: 50).
V. Geld- und Währungspolitik
Wie bereits in den Vorjahren wurde die Geld-
politik im Jahr 1998 hauptsächlich für die Fi-
nanzierung quasi-fiskalischer Aktivitäten der
Regierung instrumentalisiert. Bedeutender als
die Finanzierung des Haushaltsdefizits über
eine direkte Kreditaufnahme bei der Zentral-
bank war dabei die Kreditvergabe der Zentral-
bank an die Geschäftsbanken. Gut drei Viertel
dieser Kredite wiederum waren mit der Auflage
verbunden, die Mittel an ausgewählte Sektoren,
vor allem an die Landwirtschaft, die Nahrungs-
mittelindustrie und die Bauwirtschaft, weiterzu-
leiten. Die gelenkten Kredite erreichten ein Vo-
lumen von 3,8 vH gemessen am BIP {BET
1999). Die Zinssätze variierten zwischen 0 und
24 Prozent und lagen somit bei maximal der
Hälfte des offiziellen Refinanzierungszinssat-
zes, der selbst bereits, vor allem in der zweiten
Jahreshälfte, weit unterhalb der laufenden Infla-
tionsrate lag (Schaubild 1).
Angesichts der Dominanz präferentieller Kre-
dite wirkte die Geldpolitik erneut massiv de-
stabilisierend. Sowohl das Wachstum der Geld-
basis als auch der erweiterten Geldmenge M3
beschleunigte sich 1998 nochmals deutlich (Ta-
belle 6). Entsprechend nahm die Geldentwer-
tung dramatisch zu. Trotz umfassender Preis-
kontrollen stieg die monatliche Inflationsrate
gemessen am Verbraucherpreisindex im vierten
Quartal von 1998 auf über 20 vH (Tabelle 4).
Die beschleunigte Inflation reflektiert dabei
einerseits den auf Grund der präferentiellen Kre-
dite aufgestauten Inflationsdruck. Andererseits
hat aber auch die Finanz- und Wirtschaftskrise
in Rußland den Anpassungsdruck erheblich ver-
schärft und zu der Beschleunigung des Geld-
mengenwachstums beigetragen. Nachdem die
Wachstumsraten der Geldmengenaggregate in
der ersten Jahreshälfte das Vorjahresniveau nicht
überstiegen hatten, nahmen sie im vierten Quar-
tal erheblich zu. Bei der Geldbasis ist die Zu-
nahme größtenteils darauf zurückzuführen, daß
die Zentralbank ihre Kredite an die Geschäfts-
banken im vierten Quartal nochmals um gut11











aNominalzinssätze wurden mit der auf zwölf Monate hochgerechneten Änderung des Verbraucherpreisindex im
jeweiligen Monat deflationiert.
Quelle: RECEP (1999); ß£T(1999); eigene Berechnungen.



















































Quelle: BET (1999); eigene Berechnungen.
50 vH ausgeweitet hat. Das Wachstum der er-
weiterten Geldmenge M3 reflektiert vor allem
die Abwertung des weißrussischen Rubels und
die damit einhergehende Höherbewertung der
Fremdwährungskonten.
Auf der Aktivseite der Zentralbankbilanz
verdoppelte sich der Bargeldumlauf 1998 im
Vergleich zum Vorjahr. Auch hier war der An-
stieg im vierten Quartal 1998 besonders ausge-
prägt. Das beschleunigte Wachstum der Geld-
basis schlug sich vor allem in einer Zunahme
der Überschußreserven der Geschäftsbanken im
zweiten Halbjahr nieder, was sich dämpfend auf
den Geldmultiplikator ausgewirkt hat. Ohne
diesen Anstieg wären die destabilisierenden
Auswirkungen der quasi-fiskalischen Aktivitä-
ten und der zusätzlichen Kredite an die Ge-
schäftsbanken noch deutlicher zu Tage getreten.
Angesichts der krisenhaften Entwicklung
suchte die Regierung im Dezember 1998 beim
Internationalen Währungsfonds (IWF) um fi-
nanzielle Unterstützung in Form eines Kredits
in Höhe von 100 Millionen US-Dollar im Rah-
men der sogenannten „Compensatory and Con-
tingent Financing Facility" nach (vgl. Abschnitt
Außenwirtschaft). Um die vom IWF genannten
Vorbedingungen für die Gewährung eines sol-
chen Kredits zu erfüllen, hätte Belarus im ersten
Quartal 1999 wesentliche Korrekturen an der
Geld- und Wechselkurspolitik durchführen
müssen. Im Bereich der Geldpolitik hätten vor
allem die Geldemission und die Zinssubventio-12
nen für privilegierte Sektoren reduziert werden
müssen.
Eigenen Angaben zufolge hat die Zentral-
bank im Januar 1999 kein zusätzliches Geld
emittiert (RFE/RL 9. Februar 1999). Im Dezem-
ber und Januar hob sie ihren offiziellen Refi-
nanzierungszinssatz symbolisch in zwei Schrit-
ten von 38 auf 60 vH an. Gleichzeitig wurde
das für Frühjahr 1999 vorgesehene Volumen
subventionierter Kredite an die Landwirtschaft
gegenüber den bis dahin gültigen Planungen
halbiert und der durchschnittliche Zinssatz für
diese Kredite auf 45 vH erhöht {BET 1999). Da-
zu muß gesagt werden, daß auch die erhöhten
Zinsen jedoch noch deutlich unterhalb der In-
flationsrate liegen. Zudem sind in der Vergan-
genheit die geplanten Obergrenzen für die sub-
ventionierte Kreditvergabe an privilegierte Sek-
toren regelmäßig weit überschritten worden.
Bereits im April wurde eine Emission von Kre-
diten an die Landwirtschaft in Höhe von 20 Bil-
lionen weißrussischen Rubel angekündigt, die
einer Ausweitung der Geldmenge um rund




Im Zuge der russischen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise hat sich der Verfall des Außenwerts
der weißrussischen Währung, der bereits in der
ersten Hälfte 1998 zu beobachten war, noch be-
schleunigt. Allein zwischen August und Okto-
ber 1998 verlor der weißrussische Rubel gegen-
über dem US-Dollar am Moskauer Interbanken-
markt 70 vH seines Wertes. Die Differenz zum
offiziellen Kurs der Zentralbank, der wesentlich
langsamer sank, erreichte im Oktober an-
nähernd 80 vH.
Angesichts des wachsenden Ungleichge-
wichts an den Devisenmärkten hob die Zentral-
bank den offiziellen Kurs im vierten Quartal um
mehr als 50 vH von 53 300 auf 107 000 Rubel
je Dollar an (Schaubild 2). Trotz dieser massi-
ven Abwertung unterschied sich der offizielle
Kurs der Zentralbank noch immer stark vom
Kurs am Moskauer Interbankenmarkt (204 000
Rubel je Dollar), der seinerseits erheblich vom
Schwarzmarktkurs (400 000 Rubel pro Dollar)
abwich.
Im Bemühen um eine Kreditzusage des IWF
hat Belarus seit Anfang 1999 in der Wechsel-
kurspolitik einige Korrekturen vorgenommen
(RFE/RL 9. Februar 1999; BET 1999). So wur-
de der offizielle Kurs bis Februar weiter auf
136 000 Rubel pro Dollar abgewertet, und die
Devisenablieferungspflicht für Wechselstuben
wurde von 95 auf 30 vH gesenkt. Auch der De-
visenhandel am Interbankenmarkt wurde teil-
weise liberalisiert. Nachdem sich in der Folge
eine kurze Stabilisierung der weißrussischen
Währung abgezeichnet hatte, setzte sich deren
Wertverfall jedoch weiter fort. Anfang April lag
der offizielle Kurs der Zentralbank bereits bei
238 000 Rubel, der Schwarzmarktkurs erreichte
457 000 Rubel (RFE/RL 7. April 1999).
Der reale, d.h. um Differenzen in den natio-
nalen Inflationsraten bereinigte Wechselkurs
gegenüber dem Dollar folgte relativ eng der
Entwicklung des nominalen Wechselkurses (je-
weils am Interbankenmarkt). Er wertete vor al-
lem im Zuge der russischen Krise deutlich ab
(Schaubild 3). Zwar kam es ab November 1998
ähnlich wie beim nominalen Wechselkurs wie-
der zu einer leichten Aufwertung, aber für das
Gesamtjahr bleibt eine reale Abwertung von
80 vH bestehen. Anders stellt sich die Entwick-
lung gegenüber dem russischen Rubel, der
Währung des mit Abstand wichtigsten Handels-
partners, dar. Hier fiel die reale Abwertung in
der ersten Jahreshälfte wesentlich geringer aus
und wurde durch die Aufwertung im vierten
Quartal mehr als ausgeglichen. Ähnliches gilt
für den realen Wechselkurs gegenüber der
Ukraine. Der effektive, d.h. mit Handelsanteilen
gewichtete, reale Wechselkurs wertete daher im
Jahr 1998 insgesamt auf {BET 1999). Die Wech-
selkursentwicklung hat somit im Berichtszeit-
raum zu neuerlichen Einbußen bei der preisli-
chen Wettbewerbsfähigkeit weißrussischer Ex-
porteure geführt.
Zugrundegelegt wurde die Basisgeldmenge zum Jah-
resende 1998.13
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—• USD, Interbankenmarkt - - RUR, Interbankenmarkt
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aRUR = russischer Rubel, USD = US-Dollar, BYR = weißrussischer Rubel.
Quelle: BET (1999); eigene Berechnungen.















aBerechnet auf Grundlage der Verbraucherpreisindizes. Ein Anstieg entspricht einer realen Abwertung der weiß-
russischen Währung.
Quelle: BET (1998b); Rietumu Banka (1999); eigene Berechnungen.
VI. Außenwirtschaft
Die russische Wirtschafts- und Finanzkrise hat
die bestehenden Probleme in der weißrussi-
schen Zahlungsbilanz ab der Jahresmitte 1998
erheblich verschärft (Tabelle 7). Im Vergleich
zum Vorjahr stieg das Leistungsbilanzdefizit
von 6 auf 6,8 vH des BIP {BET 1999). Mit An-
teilen von fast zwei Dritteln bei den Warenex-
porten und von über 50 vH bei den Importen ist
Rußland unverändert der bei weitem wichtigste
Handelspartner von Belarus. Entsprechend gin-
gen die weißrussischen Exporte nach Ausbruch
der Krise in Rußland insgesamt deutlich zurück.14
Im vierten Quartal 1998 lagen sie um fast
20 vH unter dem entsprechenden Vorjahres-
wert. Auch die Exporte nach Polen, dem wich-
tigsten westlichen Abnehmerland, lagen im Ge-
samtjahr 1998 um knapp 25 vH unterhalb des
Vorjahres wertes. Insgesamt wurde damit die
zwischenzeitliche Exportbelebung des zweiten
Quartals wieder zunichte gemacht. Gleichzeitig
gingen im zweiten Halbjahr 1998 aber auch die
Importe zurück und dämpften damit die Aus-
wirkungen des Exportrückgangs auf das Han-
delsbilanzdefizit.
Parallel zur Verschlechterung der Zahlungs-
bilanzsituation und einer Abnahme der Devi-
senreserven nahm die Bedeutung des Barter-
handels offenbar weiter zu (BET 1999). Im
Handel mit Nicht-GUS-Staaten überstieg des-
sen Anteil 1998 erstmals 10 vH. Im Handel mit
Rußland wurden insgesamt mehr als 40 vH der
Transaktionen auf diese Weise abgewickelt.
Noch höher war der Anteil bei den Gasimpor-
ten. So hat Belarus offenbar eine Vereinbarung
aus dem Frühjahr 1998, wonach 26 vH der rus-
sischen Gaslieferungen bar zu bezahlen gewe-
sen wären, nicht eingehalten (RFE/RL 15.
Januar 1999). Vielmehr wurden nur rund 8 vH
der Lieferungen bar beglichen. Die Schulden
aus unbezahlten Energierechnungen sind der-
zeit Gegenstand von Verhandlungen mit der
russischen Regierung. Für 1999 strebt Belarus
eine Einigung an, die Barzahlungen für 20 vH
der russischen Gaslieferungen vorsieht. Nach-
dem Gazprom Anfang 1999 die Energieliefe-
rungen an Belarus offenbar reduziert hatte, um
Druck zur Zahlung offener Rechnungen in
Höhe von 250 Millionen US-Dollar auszuüben,
wurden die Lieferungen Mitte März wieder auf
das vorherige Niveau zurückgeführt (RFE/RL
18. März 1999). Die Hintergründe dieser Ent-
scheidung wurden jedoch nicht bekannt.























































































































































































































































































































































































Quelle: IMF (1999); interne Arbeitsunterlagen der Institute.15
Das Ausmaß der Zahlungsschwierigkeiten
läßt sich daran ablesen, daß die Bruttowäh-
rungsreserven wie bereits im Vorjahr weiter zu-
rückgingen. Nach einem starken Rückgang An-
fang des Jahres reichten die Reserven im
zweiten Halbjahr 1998 nur noch zur Deckung
eines Zehntels der monatlichen Importe von
Waren und Dienstleistungen (BET 1999). Ne-
ben dem beschriebenen Anstieg des Leistungs-
bilanzdefizits gegenüber dem Jahr 1997 ist dies
darauf zurückzuführen, daß sich der Kapitalbi-
lanzüberschuß im Jahr 1998 vermutlich um
rund 40 vH reduzierte. Im Vorjahr hatte es in
der Kapitalbilanz noch einen Überschuß von
fast 600 Millionen US-Dollar gegeben, davon
machten „andere Kredite", hinter denen sich in
erster Linie Handelskredite verbergen dürften,
rund 70 vH aus. Im Jahr 1998 lagen die Kapi-
talzuflüsse in den ersten drei Quartalen zwar
noch über dem Vorjahres wert, waren jedoch
vorläufigen Angaben zufolge im vierten Quartal
deutlich geringer als noch im Vorjahr. Einen
besonders starken Rückgang scheint es dabei im
Bereich der Handelskredite gegeben zu haben.
Im Ergebnis entstand ein erheblicher Fehlbe-
trag, der hauptsächlich durch Sonderfinanzie-
rungen („Exceptional Financing"), d.h. durch
die Umschuldung von Verbindlichkeiten und
durch Zahlungsrückstände gedeckt wurde.
Angesichts der fortgesetzten und sich ver-
schärfenden Zahlungsbilanzprobleme hat die
weißrussische Regierung im Dezember 1998
Verhandlungen mit dem IWF über einen Son-
derkredit im Rahmen der sogenannten „Com-
pensatory and Contingent Financing Facility"
aufgenommen. Dieses Programm wurde als Er-
gänzung für vom Währungsfonds genehmigte
Anpassungsprogramme zur Unterstützung von
Ländern, die auf Grund schwerwiegender exter-
ner Schocks in Zahlungsbilanzschwierigkeiten
geraten sind, aufgelegt. Belarus beruft sich zwar
auf die Wirtschaftskrise in Rußland, weigert
sich allerdings bisher, ein vom IWF genehmig-
tes Anpassungsprogramm vorzulegen. Insofern
fehlen die Voraussetzungen für die Bereitstel-
lung eines Kredits im Rahmen dieser Fazilität.
Unter anderem belastet der permanent überbe-
wertete offizielle Wechselkurs den handelbaren
Sektor, und die Devisenbewirtschaftung wirkt
wie eine Steuer auf Exporte. Zudem behindern
das instabile makroökonomische Umfeld sowie
Versäumnisse bei ordnungspolitischen Refor-
men nicht nur inländische Investitionen in Bela-
rus, sondern in besonderem Maße auch Zuflüs-
se ausländischer Direktinvestitionen.
VII. Ordnungspolitik
In Weißrußland waren auf ordnungspolitischem
Gebiet weitere Rückschritte zu beobachten.
Mittels umfangreicher administrativer Eingriffe
in die Wirtschaft wurde auch 1998 eine steigen-
de Produktion erzwungen. Die Produktionszu-
wächse im eigenen Land und der Verweis auf
die Schwierigkeiten anderer GUS-Länder wur-
den dabei von der Regierung als Argumente be-
nutzt, den eigenen Kurs zu rechtfertigen.
Im Vergleich zu anderen Transformations-
ländern liegt Weißrußland bei der Unterneh-
mensprivatisierung deutlich zurück. Von den
für die Privatisierung vorgesehenen 4423 Un-
ternehmen in Republikseigentum war bis Ende
1998 nur ein Fünftel tatsächlich in die Privati-
sierung einbezogen worden {BET 1999: 88 f.).
Die überwiegende Zahl (505 von 891) der Un-
ternehmen, meist Großbetriebe, wurde zudem
lediglich in staatliche Kapitalgesellschaften um-
gewandelt (Tabelle 8). Auf kommunaler Ebene
konnten bislang immerhin über 40 vH der 4114
ursprünglich zu privatisierenden Unternehmen,
meist kleine Handels- und Dienstleistungsbe-
triebe, veräußert werden. Im Jahr 1998 hat sich
die Anzahl der neu privatisierten wie auch der
lediglich umgewandelten Kommunalbetriebe
aber weiter vermindert. Die „kleine" Privatisie-
rung, die in anderen Transformationsländern
bereits abgeschlossen ist, wird daher in Weiß-
rußland keinesfalls, wie es in der veränderten
Fassung des Privatisierungsgesetzes vom Januar
1999 vorgesehen ist, zur Jahresmitte 1999 be-
endet werden können {Belorusskij rynok 1999:
4). Hinzu kommt, daß der Präsident im Rahmen
der sogenannten Scheckprivatisierung (DIW et
al. 1994: 19 f.) mehr Entscheidungsrechte er-
halten hat; er bestimmt u.a. den Anteil des
Staatsvermögens, der für die unentgeltliche16
Übertragung vorgesehen ist. Die Scheckprivati-
sierung ist in der Vergangenheit auf Grund
eines geringen Angebots an Aktien sehr lang-
sam verlaufen — bis Frühjahr 1998 konnte die
Bevölkerung nur reichlich ein Drittel ihrer
Schecks in Aktien umtauschen. Auch künftig
dürfte die Scheckprivatisierung stagnieren. Für
das Jahr 1999 ist zwar geplant, eine Vielzahl
von Unternehmen in staatliche Kapitalgesell-
schaften umzuwandeln; konkrete Verkaufsab-
sichten wurden jedoch nicht geäußert. Darüber
hinaus wurde eine Liste mit 695 Staatsunterneh-
men vorgelegt, die aus Gründen der Wahrung
nationalen Interesses von der Privatisierung
ausgenommen werden sollen. Dies deutet dar-
auf hin, daß die Privatisierung bestenfalls for-
mal fortgesetzt werden soll.
Im Jahresverlauf 1998 ist im staatlichen Sek-
tor die Anzahl der Verlustbetriebe sowie deren
Netto Verschuldung gestiegen {BET 1999: 92 f.
und 164). Die Subventionierung der Landwirt-
schaft, in der weniger als 1 vH der Anbaufläche
durch rein private Betriebe bewirtschaftet wird,
wurde fortgesetzt. Seit Herbst 1998 wurde ver-
schiedentlich angekündigt, die Kreditvergabe
an unprofitable Landwirtschaftsbetriebe zu re-
duzieren bzw. einzustellen {Minsk Economic
News 1999). Zudem sollte noch im Frühjahr
1999 die Restrukturierung von 40 Staatsunter-
nehmen verschiedener Branchen eingeleitet
werden. Ob die Vorhaben umgesetzt werden, ist
angesichts der damit verbundenen Anpassun-
gen, wie Beschäftigungsabbau und gegebenen-
falls Betriebsschließungen, jedoch zu bezwei-
feln. Aktive Maßnahmen zur Restrukturierung
von Unternehmen waren in der Vergangenheit
jedenfalls nicht zu beobachten.
Die rein formale Natur der Privatisierung
äußert sich auch darin, daß der Staat versucht,
seine direkte Einflußnahme selbst auf die priva-
tisierten Unternehmen zu bewahren bzw. sogar
zu erhöhen. Der Staat hat beispielsweise das
Recht, in Unternehmen auch noch nachträglich
eine sogenannte „Goldene Aktie" einzuführen,
die ihm ein Vetorecht in wichtigen Unterneh-
mensentscheidungen verleihen würde (DIW et
al. 1998a: 13). Die Forderung des IWF, die Re-
gelungen über die „Goldene Aktie" abzuschaf-
fen, wurde bislang ignoriert. In weißrussisch-
ausländischen Unternehmen soll die Einführung
einer „Goldenen Aktie" nur unter Zustimmung
des ausländischen Investors vorgenommen wer-
den. Ausländische Investoren engagieren sich
jedoch auf Grund der allgemein unzureichenden
Tabelle 8: Zahl der umgewandelten und privatisierten Unternehmen 1991-1998
Privatisierte und umgewandelte Unternehmen
insgesamt
Privatisiert durch:
Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter




Privatisiert und umgewandelt wurden:
Republikseigentum
Privatisiert durch:
Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter






Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter











































































































































Quelle: Belorusskij rynok (Nr. 31/1996: 14; Nr. 5/1997: 7; Nr. 29/1997: 21; Nr. 5/1999: 15); Arbeitsunterlagen der Institute.17
Tabelle 9: Gemischte und ausländische Unternehmen 1991-1997
Zahl registrierter Unternehmen
davon wirtschaftlich aktiv
Produktion in vH des BIP



































Quelle: Belorusskij ekonomiceskij zumal (1998); KOST (1998).
Rahmenbedingungen und der punktuell ergrif-
fenen Sondermaßnahmen, wie der in den Jahren
1996-1998 durchgeführten Neuregistrierung
von Unternehmen (DIW et al. 1996: 18), bis-
lang nur sehr zögerlich in Weißrußland. Gemes-
sen am BIP und an der Gesamtbeschäftigung
haben ausländische wie ausländisch-weißrussi-
sche Unternehmen eine äußerst geringe Bedeu-
tung (Tabelle 9). Die schlechten Rahmenbedin-
gungen behindern auch die Entfaltung von
Kleinunternehmen, in denen nur etwa 5 vH der
Erwerbstätigen beschäftigt sind.
Die freie Preisbildung wurde 1998 weiter
eingeschränkt. In dem Maße, wie die Preiskon-
trollen wirksam waren, haben sie zu Versor-
gungsmängeln und Rationierungen geführt; auf
illegale Exporte nach Rußland wurde mit ver-
stärkten Exportkontrollen reagiert. Das geplante
neue Preisbildungsgesetz, das starke Staatsein-
griffe vorsieht, wurde noch nicht verabschiedet.
Dessenungeachtet wird in die Preisbildung mit
Ad-hoc-Maßnahmen eingegriffen. Die in einem
Präsidialdekret vom 15. Januar 1999 festgesetz-
ten Eckdaten für die Wirtschaftsentwicklung im
Jahr 1999 enthalten keine Vorgabe für den An-
stieg der Verbraucherpreise. Der Verzicht sig-
nalisiert die Verunsicherung der politischen
Führung. Mißerfolge in der Inflationseindäm-
mung sind so nicht mehr quantifizierbar, und
die verfehlte Preispolitik wird weniger angreif-
bar.
Am 25. Dezember 1998 wurde der zwischen
Weißrußland und Rußland bestehende Unions-
vertrag vom 2. April 1997 durch eine gemein-
same Deklaration, einen Vertrag über gleiche
Rechte der Bürger in beiden Staaten und ein
Abkommen über die Schaffung gleicher Bedin-
gungen für die Wirtschaftssubjekte ergänzt
(Respublika 1998).
1
2 Gemäß der Deklaration
bleiben Rußland und Weißrußland souveräne
Staaten mit eigenen Präsidenten. Es ist vorge-
sehen, gemeinsame Unionsorgane zu schaffen.
Die Annäherung beider Länder soll wie bisher
etappenweise erfolgen. Auf wirtschaftlichem
Gebiet sollen bereits im ersten Halbjahr 1999
rechtliche Rahmenbedingungen angeglichen,
ein gemeinsames Zollgebiet gebildet und die
Steuergesetzgebung vereinheitlicht werden.
Darüber hinaus sollen Vorbereitungen zur Ein-
führung einer gemeinsamen Währung getroffen
werden. Ob es zu einer derart weitreichenden
Integration beider Länder kommt, ist indes
äußerst zweifelhaft. Die im Rahmen des be-
stehenden Unionsvertrags vorgesehenen Maß-
nahmen wurden bislang, wenn überhaupt, nur
sehr zögerlich umgesetzt.
1
3 Gegen eine rasche
Integration spricht zudem der gerade auf ord-
nungspolitischem Gebiet zu verzeichnende
große Abstand zwischen den beiden Ländern.
Allerdings besteht in Rußland angesichts der
momentanen ordnungspolitischen Desorientie-
rung die Gefahr einer Stagnation oder sogar
Rücknahme von marktwirtschaftlichen Refor-
men, während es in Weißrußland derzeit keiner-




Inzwischen hat auch die Republik Jugoslawien ihr
Interesse bekundet, der Union beizutreten.
Deshalb vermutete Präsident Lukaschenko jüngst, die
russische Seite sei nicht ernsthaft an der Schaffung
eines gemeinsamen Staates interessiert (RFE/RL 8.
April 1999).18
VIII. Zusammenfassung
Die Republik Belarus zeichnet wirtschaftspoli-
tisch seit Jahren einen Weg vor, der auf die rus-
sische Politik eine gewisse Anziehungskraft
auszuüben scheint. Zum Kern des weißrussi-
schen Konzepts gehört der Versuch einer ra-
schen Erhöhung der Produktion mit Hilfe no-
tenbankfinanzierter Zuweisungen direkt an die
Unternehmen. Dies geht einher mit einer extre-
men Ausweitung der Geldmenge. Im Mittel-
punkt der wirtschaftlichen Fehlentwicklungen
in Weißrußland steht auch ein stark überbewer-
teter offizieller Wechselkurs. Bei dem Versuch,
die zahlreichen negativen Auswirkungen dieser
Politik zu unterbinden, muß das Regime zu
immer weiter ausufernden administrativen Ein-
griffen in wirtschaftliche Abläufe greifen. Die
wirtschaftlichen Ergebnisse sind jedoch so, daß
kürzlich sogar Präsident Lukaschenko äußerte:
„Warum werden unsere Menschen von Monat
zu Monat ärmer ..., wo wir doch unsere Indu-
strie und Landwirtschaft so dynamisch ent-
wickeln?" (Weißrussisches Fernsehen, zitiert in
RFE/RL 12. November 1998). Die Ursache
sieht die politische Führung in der russischen
Finanzkrise und einer wetterbedingt schlechten
Ernte in Weißrußland. Die eigene wirtschafts-
politische Konzeption wird nach wie vor für
richtig gehalten, ja sogar als Vorbild für Ruß-
land präsentiert. Allerdings kam es im Verlauf
des Jahres 1998 vor allem als Folge der massi-
ven wirtschaftspolitischen Fehlentwicklungen
zu einem unübersehbaren Verfall der offiziell
berichteten Wachstumsraten des BIP und seiner
Aggregate. Die Inflation erreichte mehr als 180
vH. Für 1999 ist damit zu rechnen, daß sich die-
se Entwicklung noch verschärft, das BIP in
einer Größenordnung von 5 vH sinkt und sich
die Inflation wiederum im dreistelligen Bereich
bewegen wird.
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